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Gewerbeaufsicht und 
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Herrn Dr. Pauli Bearbeiterin Marina Garthe
Gustav-Heinemann-Ufer 88 Telefon 07940 18-486

50968 Köln Telefax 07940 18-365
E-Mail Marina.Garthe@ 

hohenlohekreis.de

ABO Wind AG
Herrn Lars Oelker

Zimmer 2, Gebäude D

Unter den Eichen 7 Ihre Nachricht

65195 Wiesbaden

Vorab per Telefax: (0611) 26765 -599

Unser Zeichen 50.3/699.1-2019-0016/ga

30. Oktober 2020

Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
von 9 Windenergieanlagen auf den Gemarkungen der Großen Kreisstadt Öhringen sowie der Stadt 
Waldenburg („Windpark Öhringen-Karlsfurtebene")

Antragstellerin: ABO Wind AG, Unter den Eichen 7, 65195 Wiesbaden

hier: Teilablehnung der beantragten Windenergieanlagen (WEA) 3, 5, 6 und 9

Sehr geehrter Herr Dr. Pauli, 

sehr geehrter Herr Oelker,

auf den o.g. Antrag der Firma ABO-Wind AG vom 16.05.2017 mit den zugehörigen 

Antragsunterlagen und Nachträgen ergeht gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 der 9. Verordnung über das 

Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) folgende

I.

ENTSCHEIDUNG:

Landratsamt Hohenlohekreis 
Allee 17 • 74653 Künzelsau 
www.hohenlohekreis.de

Kontakt
Tel. 07940 18-0 • Fax -336 
info@hohenlohekreis.de

Allgemeine Sprechzeiten* 
Mo-Fr 08:30-12:00 Uhr 
Do 14:00-17:30 Uhr
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*Die jeweiligen Sprechzeiten unserer Ämter und Betriebe finden Sie auf unserer Homepage oder können Sie individuell vereinbaren.
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1. Die beantragte

immissionsschutzrechtliche Genehmigung

zur Errichtung und zum Betrieb von vier Windenergieanlagen („Windpark Öhringen- 

Karlsfurtebene") des Typs Siemens SWT 3.6 -130 mit einer Nabenhöhe von 165 m, einem 

Rotordurchmesser von 130 m, einer Gesamthöhe von 230 m und einer Leistung von je 3,6 

MW auf Flurstück 2893 (WEA 5) und Flurstück 2892 (WEA 9), Gemarkung Öhringen­

Michelbach a. W. sowie Flurstück 1397/6 (WEA 3) und Flurstück 1397/10 (WEA 6), 

Gemarkung Waldenburg mit den folgenden Koordinaten

Bezeichnung
Anlage

Gemarkung Flurstück X Y

WEA 3 Waldenburg 1397/6 3 544 051 5 449 149

WEA 5 Michelbach
a.W.

2893 3 544 591 5 448 432

WEA 6 Waldenburg 1397/10 3 545 165 5 448 284,4

WEA 9 Michelbach
a.W.

2892 3 544 264 5 447 370

wird abgelehnt.

2. Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in Höhe von 6.500,- € festgesetzt.
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II. Sachverhalt

Die Firma ABO Wind AG; Unter den Eichen 7, 65195 Wiesbaden (Antragstellerin) beantragte am 

16.05.2017 die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 

insgesamt neun Windenergieanlagen (WEA) vom Typ Siemens SWT 3.6 -130 mit einer 

Nabenhöhe von 165 m, einem Rotordurchmesser von 130 m, einer Gesamthöhe von 230 m und 

einer Leistung von je 3,6 MW, zusammen 32,4 MW, auf Flurstück 2893 (WEA 1, 2, 4, 5) und 

Flurstück 2892 (WEA 7, 8, 9), Gemarkung Öhringen-Michelbach a. W. sowie Flurstück 1397/6 

(WEA 3) und Flurstück 1397/10 (WEA 6), Gemarkung Waldenburg.

Die Standorte der neun Anlagen liegen in den Waldgebieten „Karlsfurtebene" und „Viehweide", 

auf einer Hochebene in einem Höhenbereich von etwa 450 bis 485 m ü.NN. Im beigefügten 

Kartenausschnitt ist die Lage der einzelnen Anlagen ersichtlich (Anlage 1).

Das Genehmigungsverfahren wurde für alle neun WEA durchgeführt.

Für die WEA 1, 2, 4, 7 und 8 ist die Genehmigungsfähigkeit derzeit noch nicht abschließend 

geklärt, sodass diese fünf Anlagen von dieser Entscheidung nicht erfasst werden.

Mit Schreiben vom 13.05.2020 haben Sie sich dahingehend geäußert, dass ABO Wind seit 

Verfahrensbeginn auch mit einer differenzierenden Bescheidung des objektiv teilbaren 

Genehmigungsantrags einverstanden ist, sollte das Landratsamt einzelne Anlagen für 

nicht genehmigungsfähig halten.

Der Gemeindeverwaltungsverband Hohenloher Ebene hat mit der 6. Fortschreibung seines 

Flächennutzungsplans (FNP) einen „Teilflächennutzungsplan Thema Wind" für das gesamte 

Verbandsgebiet (Gemarkungen der Städte Waldenburg und Neuenstein sowie der Gemeinde 

Kupferzell) aufgestellt.
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Die 6. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes wurde vom Landratsamt Hohenlohekreis am 

22.06.2018 genehmigt und ist durch Bekanntmachung am 03.08.2018 in Kraft getreten.

Darin ist eine Konzentrationszone als Sondergebiet für Windenergienutzung dargestellt. Die 

WEA 3 und WEA 6 auf Gemarkung der Stadt Waldenburg befinden sich außerhalb der im FNP 

festgelegten Konzentrationszone (Anlage 2).

Derzeit ist ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg zur 

Rechtmäßigkeit der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes anhängig.

Am 12.07.2017 ging der 1. Nachtrag zum Antrag für den geplanten Windpark Öhringen 

Karlsfurtebene ein. Er umfasste den Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP), die Allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls (UVP-VP) mit Sichtbarkeitsanalyse sowie das Baugrundgutachten. Die 

FFH-Vorprüfung erhielt das Landratsamt Hohenlohekreis als 2. Nachtrag am 04.08.2017. Ein 

weiterer Nachtrag am 24.11.2017 beinhaltete die Typenprüfung. Der Standsicherheitsnachweis 

wurde am 15.02.2019 eingereicht. Im Zeitraum Juli 2017 bis Februar 2018 wurden die Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 10 Absatz 5 BImSchG beteiligt und deren Stellungnahmen 

eingeholt.

Folgende Gebietskörperschaften, Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 

private Naturschutzverbände wurden angehört:

- Große Kreisstadt Öhringen

- Stadt Waldenburg

- Gemeinde Pfedelbach

- Stadt Neuenstein

- GW Öhringen-Pfedelbach-Zweiflingen

- GW "Hohenloher Ebene"
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- Landratsamt Hohenlohekreis

> Amt 30 Landwirtschaftsamt

> Amt 31 Forstamt

> Amt 50 Umwelt-und Baurechtsamt 

o Gewässer/Bodenschutz/Altlasten

o Baurecht/Denkmalschutz/Naturschutz 

o Gewerbeaufsicht

- Regierungspräsidium Stuttgart - Referat 46 Luftverkehr und Luftsicherheit

- Regierungspräsidium Stuttgart - Referat 21 Raumordnung, Denkmalschutz

- Regierungspräsidium Tübingen - Fachbereich 82 höhere Forstbehörde

- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundesweh 

hier: Kompetenzzentrum Baumanagement, Bonn

- Autorisierte Stelle für Digitalfunk Baden-Württemberg (ASDBW), Stuttgart

- Bundesnetzagentur Berlin

- Netze BW Öhringen

- Regionalverband Heilbronn-Franken

- Naturpark Schwäbisch-Fränkischer Wald

- Naturschutzbeauftragter Herr Weckert

- Landesnaturschutzverband (LNV) / Naturschutzbund Deutschland (NABU)

- Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

- Weitere anerkannte Naturschutzvereinigungen:

> Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (SDW)

> Landesfischereiverband

> Landesjagdverband

> Arbeitsgemeinschaft der Naturfreunde

> Schwäbischer Albverein

> Schwarzwaldverein

> Deutscher Alpenverein (DAV)
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> Arbeitsgemeinschaft Fledermausschütz

Nachdem die Antragsunterlagen und die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Vorlagen, erfolgte am 23.04.2018 die Öffentliche Bekanntmachung über die öffentliche 

Auslegung der Antragsunterlagen im Zeitraum vom 30.04.2018 bis 30.05.2018. Das Ende der 

Einwendungsfrist wurde mit 15.06.2018 datiert. Der Erörterungstermin war für den 19.07.2018 

geplant.

Am 11.07.2018 teilte die Antragstellerin mit, dass „freiwillig" eine Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVP) durchgeführt werde. Es wurde beantragt, das laufende Verfahren anzuhalten und 

nach Einreichung und Prüfung der UVP entsprechend weiter fortzuführen. Durch die freiwillige 

Durchführung der UVP hat die Antragstellerin die Durchführung des Verfahrens als förmliches 

Verfahren gemäß § 19 Absatz 3 und § 10 BImSchG beantragt.

Am 17.10.2018 wurde die UVP durch die ABO Wind AG dem Landratsamt Hohenlohekreis 

vorgelegt. Bis Ende Januar 2019 erfolgte die erneute Anhörung der o.g. Träger öffentlicher 

Belange. Die bislang vorliegenden Stellungnahmen wurden entweder aufrechterhalten oder 

ergänzt bzw. abgeändert.

Nach Prüfung auf Vollständigkeit und Plausibilität erfolgte die öffentliche Bekanntmachung über 

die erneute öffentliche Auslegung. Die Bekanntmachung erfolgte am 12.11.2018.

Im Zeitraum 20.11.2018 bis 21.12.2018 lagen die Antragsunterlagen und sonstigen 

entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen (u.a. Stellungnahmen der Träger 

öffentlicher Belange) während den üblichen Sprechzeiten im Landratsamt Hohenlohekreis aus.

Der Erörterungstermin wurde bereits in der Öffentlichen Bekanntmachung vom 12.11.2018 auf 

27.02.2019 terminiert. Aufgrund der hohen Anzahl an Einwendungen, wurde die Verlegung der 

Eröffnung des Erörterungstermins auf 09.30 Uhr entschieden und öffentlich bekannt gemacht.
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Die vorgebrachten Einwendungen wurden am Erörterungstermin ausführlich besprochen und 

erörtert. Nachdem die Tagesordnungspunkte an einem Tag nicht abgearbeitet werden konnten, 

wurde der Termin am Folgetag fortgeführt. Auch an diesem Tag konnte die Erörterung nicht 

abgeschlossen werden.

Im Anschluss an den Erörterungstermin wurden offene Fragen zum Fortgang des Verfahrens 

aufgearbeitet und geklärt.

Am 01.07,2019 erfolgte die Öffentliche Bekanntmachung in der Hohenloher Zeitung und im 

UVP-Portal (wwww.uvp-verbund.de) über die Fortsetzung der Erörterung am 22.07.2019. Eine 

eventuell notwendige Fortsetzung wurde direkt für den Folgetag festgelegt.

Die Erörterung der zahlreichen Einwendungen konnte dann am 23.07.2019 abgeschlossen 

werden.

Aus der Erörterung heraus hat sich ergeben, dass die ABO Wind AG einige Unterlagen und 

Gutachten überarbeiten muss, außerdem haben sich noch weitere Nachforderungen ergeben. 

Der Erörterungstermin und die sich daraus ergebenen Arbeitsaufträge wurden am 22.08.2019 

zwischen dem Landratsamt und der Antragstellerin abgestimmt.

Im Nachgang dazu erging vom Landratsamt am 02.10.2019 ein Schreiben, in dem nochmals alle 

Nachforderungen detailliert aufgeführt wurden. Fehlende bzw. zu überarbeitende Unterlagen 

wurden von der ABO Wind AG wie folgt eingereicht:

- überarbeitete Visualisierung des Sichtpunktes S 2 (Vorlage erfolgte im August 2019);

- überarbeitetes Windgutachten / Ertragsgutachten / Nachweis der Standortgüte (Vorlage 

erfolgte Oktober / November 2019);

- überarbeiteter UVP Bericht und LBP (inkl. allgemeinverständlicher Zusammenfassung 

und Variantenvergleich) und Neubewertung Landschaftsbild und Landschaftsbildanalyse

http://www.uvp-verbund.de
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mit entsprechenden Sichtbeziehungen und Schnitten (Vorlage erfolgte im Oktober 2019 

-finale Überarbeitung fehlt);

- Unterlagen, auf die im Literaturverzeichnis unter Ziffer 25 hingewiesen wurde (Vorlage 

in englischer Sprache, allgemein verständliche Zusammenfassung fehlt);

- überarbeitetes Brandschutzgutachten (Vorlage erfolgte im Dezember 2019);

- Benennung konkreter Ausgleichsmaßnahmen, soweit das zum jetzigen Planungsstand 

möglich ist (Vorlage erfolgte Januar 2020);

- Antrag auf Waldumwandlung (Vorlage erfolgte Januar 2020);

- Tagesprotokolle Vogelbeobachtung und weitere Untersuchungen zur 

Geländebruchsicherheit (Betrachtung der hydrologischen Verhältnisse) sind noch 

nachzureichen.

Im weiteren Verlauf des Verfahrens wurde das im Dezember 2019 nachgereichte überarbeitete 

Brandschutzgutachten geprüft sowie die erforderlichen Stellungnahmen der Träger öffentlicher 

Belange hierzu eingeholt. Gleichzeitig wurden Aspekte des Denkmalschutzes mit dem 

Landesamt für Denkmalpflege geklärt und die Auswirkungen der geänderten Rechtslage 

bezüglich der Konzentrationswirkung der Waldumwandlung geprüft.

Zudem wurde das Protokoll zu den Erörterungsterminen erstellt und abgestimmt.

Ob eine Teilung des Antrags auf Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 9 WEA 

möglich und vorzunehmen ist, wurde im weiteren Verlauf des Verfahrens ebenfalls geprüft.

Aus diesem Grund wurde bislang keine erneute öffentliche Auslegung der Antragsunterlagen 

durchgeführt, da von der Entscheidung über eine Teilablehnung Art und Umfang der öffentlich 

auszulegenden Unterlagen abhängt.

Das Protokoll zu den Erörterungsterminen wurde am 21.08.2020 versandt.
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Mit Schreiben vom 24.08.2020 wurde mitgeteilt, dass beabsichtigt ist, den Antrag hinsichtlich 

der WEA 3, 5, 6 und 9 abzulehnen und die Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt. 

Gleichzeitig wurden zur Prüfung der Genehmigungsfähigkeit der WEA 1, 2, 4, 7 und 8 noch 

fehlende Antragsunterlagen nachgefordert.

Mit Schreiben vom 27.08.2020 teilte die Antragstellerin mit, dass dem Landratsamt ihr 

Rechtsstandpunkt zu den WEA 3, 5, 6 und 9 bekannt sei. Insoweit verweist sie hinsichtlich des 

Flächennutzungsplans des Gemeindeverwaltungsverbands „Hohenloher Ebene" auf ihr 

Schreiben vom 20.04.2020 nebst Anlage an die Rechtsanwaltskanzlei HSA, Herrn Dr. Hentschke, 

und zu den Belangen des Denkmalschutzes auf ihr Schreiben vom 20.03.2020.

Von einer erneuten Stellungnahme sieht die Antragstellerin daher ab und bittet um eine 

zeitnahe Bescheidung des Genehmigungsantrags, soweit er aus behördlicher Sicht nicht 

genehmigungsfähig ist.

III. Begründung

Das Landratsamt Hohenlohekreis als Untere Immissionsschutzbehörde ist sachlich und örtlich 

zuständig.

Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich aus der Verordnung der Landesregierung, des 

Umweltministeriums und des Verkehrsministeriums über Zuständigkeiten für Angelegenheiten 

des Immissionsschutzes (Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung - ImSchZuVO). Gern. § 1 

Abs. 1 ImSchZuVO obliegt die Zuständigkeit für den Vollzug des BImSchG den 

Immissionsschutzbehörden. Immissionsschutzbehörden sind gern. § 2 Ziffer 3 ImSchZuVO die 

unteren Verwaltungsbehörden, welche nach § 2 Abs. 3 ImSchZuVO sachlich zuständig sind, 

sofern nichts anderes bestimmt ist.
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Nachdem der Ort der Errichtung der geplanten 9 WEA im Hohenlohekreis liegt, ergibt sich die 

örtliche Zuständigkeit aus § 3 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG).

Anlagen, die geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen, bedürfen nach § 4 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) einer behördlichen Genehmigung. Schädliche 

Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer 

geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die 

Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 Abs. 1 BImSchG). Immissionen im 

Sinne des BImSchG sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die 

Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, 

Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen (§ 4 

BImSchG).

Derartige Anlagen sind im Anhang zur Vierten Verordnung zur Durchführung des 

Bundesimmissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) im Einzelnen aufgeführt.

Da es sich bei den geplanten Windenergieanlagen um Anlagen mit einer Gesamthöhe von mehr 

als 50 m handelt, ergibt sich die Genehmigungspflicht für das Vorhaben aus den §§ 4 Abs. 1 

i.V.m. 1 Abs. 1 Satz 1 der 4. BImSchV und der laufenden Nummer 1.6.2 des Anhangs 1 zur 4. 

BImSchV.

Nach § 6 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die sich aus 

§ 5 BImSchG und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden 

Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des 

Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.

Insbesondere sind gern. § 5 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 BImSchG genehmigungsbedürftige Anlagen so 

zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 

schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche
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Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können 

und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

Nachteile und erhebliche Belästigungen insbesondere durch die dem Stand der Technik 

entsprechenden Maßnahmen getroffen wird.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt nach § 13 BImSchG andere die Anlage 

betreffende behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse und Bewilligungen - wie etwa eine 

denkmalschutzrechtliche Genehmigung, eine Baugenehmigung - ein, deren 

Erteilungsvoraussetzungen ebenfalls vorliegen müssen.

Die Genehmigungsvoraussetzungen für die Genehmigung und den Betrieb der WEA 3, WEA 5, 

WEA 6 und WEA 9 liegen nicht vor, nachdem öffentliche Vorschriften des Bauplanungsrechts 

und des Denkmalschutzes entgegenstehen.

In Bezug auf Windenergieanlagen liegen mehrere Urteile vor, die eine geteilte Entscheidung im 

Genehmigungsverfahren (zumindest implizit) anerkennen. So entschied das Verwaltungsgericht 

Minden über eine auf drei WEA bezogene Verpflichtungsklage des Antragstellers, dessen 

ursprünglicher Genehmigungsantrag zwölf WEA umfasst hatte (VG Minden, Urt. v. 27.11.2019 - 

11 K 752/18 - juris, Rn. 2 f.). Etwas deutlicher stellt hingegen der Verwaltungsgerichtshof 

München - im Beschluss v. 12.09.2016 - 22 ZB 16.785 - juris, Rn. 1 und 12 - fest, dass im 

Genehmigungsverfahren über fünf WEA die Behörde unterschiedlich entscheiden durfte:

„Der Kläger wendet sich als Standortgemeinde gegen die 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung für zwei Windkraftanlagen (WKA), 

sog. WKA 1 und 2, für die er das bauplanungsrechtliche Einvernehmen 

verweigert hat. Mit Antrag vom 2. September 2011 beantragte die 

Beigeladene eine solche Genehmigung für insgesamt fünf WKA derselben 

Bauart. Von diesen WKA genehmigte das Landratsamt Tirschenreuth mit
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Bescheid vom 18. November 2014 (geändert mit Bescheid vom 21.4.2015) 

indes nur zwei Anlagen (sog. WKA 1 und 2) unter Nebenbestimmungen; für 

die drei anderen (sog. WKA 3 bis 5) wurde die Genehmigung u.a. wegen 

Verstößen gegen das artenschutzrechtliche Tötungsverbot versagt. (...) Es 

(Das Verwaltungsgericht, d. V.) ist hier von der Teilbarkeit des Vorhabens in 

dem Sinn ausgegangen, dass bereits das Landratsamt über die WKA 1 und 2 

einerseits und die WKA 3 bis 5 andererseits unterschiedlich entscheiden 

durfte, und dass jedenfalls mit dem Eintritt der Bestandskraft des 

Abiehnungsbescheids und der Rücknahme des Antrags auf Genehmigung dies 

auch Folgen für die Erforderlichkeit einer Vorprüfung des Einzelfalls hat. "

Dem schloss sich auch das Oberverwaltungsgericht Greifswald an (OVG Greifswald, Beschluss v. 

27.06.2018 - 3 M 286/15 - juris, Rn. 49). Umgekehrt ist eine Genehmigungsbehörde nach dem 

Verwaltungsgericht Wiesbaden - Urt. v. 17.08.2016-4 K 350/16.Wl - juris, Rn. 62 - nicht daran 

gehindert,

„einen Teil eines Antrages auf Genehmigung von 10 baugleichen 

Windenergieanlagen zu bescheiden, wenn etwa deren Zulässigkeit bei einer 

Teilmenge ohne weiteres gegeben ist, im Falle der übrigen 

Windenergieanlagen aber noch weiterer Klärung bedarf. "

Daraus ergibt sich, dass die Genehmigungsbehörde eine geteilte Entscheidung treffen darf. Im 

Übrigen hat die Antragstellerin einer geteilten Entscheidung ausdrücklich zugestimmt.

1. Bauplanungsrecht

Die Flurstücke Nr. 2893, 2892, 1397/6 und 1397/10, auf welchen die WEA errichtet werden 

sollen, liegen im bauplanungsrechtlichen Außenbereich.
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Windenergieanlagen sind im bauplanungsrechtlichen Außenbereich gern. § 35 Abs. 1 Nr. 3 

Baugesetzbuch (BauGB) privilegiert, sofern die Erschließung gesichert ist und öffentliche Belange 

nicht entgegenstehen.

Der Gemeindeverwaltungsverband (GW) Hohenloher Ebene hat mit der 6. Fortschreibung 

seines Flächennutzungsplans (FNP) einen „Teilflächennutzungsplan Thema Wind" für das 

gesamte Verbandsgebiet aufgestellt. Darin ist eine Konzentrationszone als Sondergebiet für 

Windenergienutzung dargestellt, welche als öffentlicher Belang gern. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB dem 

geplanten Vorhaben entgegensteht (Ausschlusswirkung).

Der FNP wurde von der Verbandsversammlung am 22.01.2018 beschlossen und vom 

Landratsamt Hohenlohekreis am 22.06.2018 genehmigt. Der FNP ist durch Bekanntmachung am 

03.08.2018 in Kraft getreten. Wegen eines eventuellen Bekanntmachungsmangels wurde die 

Bekanntmachung am 15.03.2019 wiederholt.

Die im „Teilflächennutzungsplan Thema Wind" festgelegte Konzentrationszone für 

Windkraftnutzung ist in Anlage 2 ersichtlich.

Die beantragten WEA 3 und WEA 6 befinden sich außerhalb der im FNP festgelegten 

Konzentrationszone, sodass die Genehmigung dieser beiden WEA den Regelungen des 

Bauplanungsrechts (§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB) widerspricht.

Dies steht der Erteilung der nach § 13 BImSchG eingeschlossenen Baugenehmigung und damit 

auch der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung entgegen.

Eine Genehmigung der WEA käme nur in Frage, wenn der zuständigen Unteren 

Immissionsschutzbehörde eine Normenverwerfungskompetenz dahingehend zustehen würde, 

entgegen den Festsetzungen des FNP und somit entgegen der Ausschlusswirkung des § 35 Abs. 

3 S. 3 BauGB zu entscheiden.
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Dies ist nicht der Fall.

Normenverwerfungskompetenz der Verwaltung hinsichtlich des FNP:

Mit Schreiben vom 20.04.2020 vertritt die Antragstellerin die Rechtsaufassung, dass wegen 

offensichtlicher Rechtswidrigkeit des FNP dem Landratsamt Hohenlohekreis eine 

Normenverwerfungskompetenz zustehe. Die Antragstellerin verweist darauf, dass es keine 

Rechtsgrundlage gäbe, die beiden WEA 3 und 6 abzulehnen, nachdem dem FNP keine 

Rechtswirkung gern. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB zukomme und führt dazu folgendes aus:

„Der Flächennutzungsplan ist wegen offensichtlicher Verfehlung der 

Anforderungen an eine schlüssige gesamträumliche Planung sogar 

offensichtlich rechtswidrig und damit unwirksam. Insbesondere hat der 

Planungsträger in erheblichem Umfang Teile des Planungsgebietes den 

harten Tabuzonen zugeordnet, obwohl auf ihnen die Windenergienutzung 

weder aus rechtlichen noch aus tatsächlichen Gründen auf Dauer oder 

unabsehbare Zeit ausgeschlossen ist. Aufgrund dieser offensichtlichen 

Rechtswidrigkeit des Flächennutzungsplans steht dem Landratsamt eine 

Normverwerfungskompetenz zu. Es ist daher nicht an den unwirksamen 

Flächennutzungsplan gebunden, vgl. OVG Münster, Urt. v. 07.03.2019 -2D 

36/18. NE, BeckRS 2019, 6111 Rn. 31.

Es besteht daher keine Rechtsgrundlage, die WEA 3 und 6 abzulehnen. Die 

Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB kommen dem 

Flächennutzungsplan nicht zu.

(Schriftsatz der Anwaltskanzlei Lenz und Johlen Rechtsanwälte vom 20.04.2020)

Im diesbezüglich zitierten Urteil des OVG Münster, Urt. v. 07.03.2019 - 2 D 36/18.NE (Juris Rn. 

56) wird ausgeführt,
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„zudem könnte diese offensichtliche Rechtswidrigkeit möglicherweise sogar 

- ausnahmsweise - bereits im Genehmigungsverfahren selbst von der 

zuständigen Behörde berücksichtigt werden".

Ob einer Verwaltungsbehörde eine derartige Normverwerfungskompetenz zusteht, hat das 

Bundesverwaltungsgericht bisher offengelassen und ist im Schrifttum und in der 

Rechtsprechung umstritten (s. bspw. Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB-Kommentar, 11. Auflage 

2009, § 10 Rn. 10).

Gegen eine Normverwerfungskompetenz der Verwaltung spricht zunächst die Bindung der 

Verwaltung an Recht und Gesetz (Art. 20 Abs. 3 GG) und dem damit verbundenen Auftrag zur 

Gesetzesanwendung, solange nach dem Gewaltenteilungsgrundsatz (Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG) 

die Judikative in ihrer Funktion der Normenkontrolle nicht über die Norm entschieden hat. 

Stattdessen sollen die Behörden den Vollzug untergesetzlicher unwirksamer Normen aussetzen, 

bis eine gerichtliche Entscheidung erreicht wurde (Grzeszick, in Maunz-Dürig, Grundgesetz­

Kommentar, 85. EL November 2018, Art. 20 Rn. 142; Schulze-Fielitz, in Dreier, Grundgesetz­

Kommentar II, 3. Auflage 2015, Art. 20 (Rechtsstaat) Rn. 99). Eine Normverwerfungskompetenz 

kommt aber nur dem Normgeber oder den Gerichten zu (Grzeszick, in Maunz-Dürig, 

Grundgesetz-Kommentar, 85. EL November 2018, Art. 20 Rn. 142; Schulze-Fielitz, in Dreier, 

Grundgesetz-Kommentar Band II, 3. Auflage 2015, Art. 20 (Rechtsstaat) Rn. 99).

Die Erfordernisse der im Rechtsstaatsgebot verankerten Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit 

stehen einer Verwerfungskompetenz der Verwaltung ebenso entgegen wie der Grundsatz der 

Einheit der Verwaltung und der Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.
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Hierzu hat das OVG Münster ausgeführt:

„Es ist Sinn und Zweck gerichtlicher Entscheidungen und der ihnen beigelegten 

Rechtskraft, solche Unterschiede innerhalb des Auffassungsspektrums 

letztverbindlich (...) beizulegen (...).

Behörden in Bezug auf untergesetzliche Normen dennoch eine generelle 

Verwerfungskompetenz einzuräumen, hieße, die Rechtssicherheit - 

angesichts der Gefahr einer unterschiedlichen Verwaltungspraxis - zumindest 

beträchtlichen Risiken auszusetzen und den Grundsatz der Einheit der 

Verwaltung sowie den damit einhergehenden Anspruch auf einen trotz 

differenzierter Zuständigkeiten gleichmäßigen Vollzug der Gesetze in 

Anwendung einheitlicher Maßstäbe wenn nicht aufzugeben, so doch in der 

Praxis weitgehend unberücksichtigt zu lassen. "

(OVG Münster, Urt. v. 30.06.2005 - 20 A 3988/03, Juris Rn. 64)

Zudem sind Behörden auch im Normenkontrollverfahren gern. § 47 Abs. 2 VwGO antragsbefugt. 

Diese Befugnis hat gerade den Sinn, beim Vollzug einer städtebaulichen Satzung Zweifel an 

deren Gültigkeit mit Allgemeinverbindlichkeit zu klären und damit Rechtssicherheit zu schaffen.

Aus diesen Gründen kann nicht von einer grundsätzlichen Normverwerfungskompetenz der 

Verwaltung ausgegangen werden.

Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH steht der Baugenehmigungsbehörde keine 

Kompetenz zur Verwerfung eines von ihr als unwirksam erkannten Bebauungsplans zu bzw. ist 

diese nur in sehr engen Grenzen möglich (BGH, Urt. v. 25.03.2004 - III ZR 227/02, Juris Rn. 9ff., 

daran anschließend BGH, Urt. v. 25.10.2012 - III ZR 29/12, Juris Rn. 19f.).
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Das Bundesverwaltungsgericht hat dementsprechend dargelegt, wie ein Vorgehen der Behörde 

aussehen müsste, wenn sie überzeugt ist, ein für ihre Entscheidung erheblicher Bebauungsplan 

sei unwirksam:

„Aus der Planungshoheit der Gemeinde folge, dass sie zur Nichtigkeit ihres 

Bebauungsplans zu hören und ihr Gelegenheit zu geben sei, Rechtssicherheit 

herzustellen und die aus der Sicht des Städtebaus gebotenen Konsequenzen 

zu ziehen. Die Gemeinde hat dann die Möglichkeit, den Plan entweder mit 

Rückwirkung zu heilen oder den Satzungsbeschluss aufzuheben. Das 

Bundesverwaltungsgericht hat aber explizit unentschieden gelassen, welche 

bundesrechtlichen Grundsätze daraus für die behördliche Normenverwerfung 

im Allgemeinen abzuleiten sind. "

(BVerwG, Urt. 31.01.2001 - 6 CN 2.00, Juris Rn. 23 f).

Das OVG Münster hat in einer früheren Entscheidung (OVG Münster, Urt. v. 30.05.2005 - 20 A 

3988/03, Juris Rn. 60ff., daran anschließend OVG Münster, Urt. v. 13.02.2014 - 6 A 4894/12) 

festgestellt, dass eine mit dem Vollzug einer Verordnung befasste Behörde zwar berechtigt und 

unter bestimmten Voraussetzungen auch verpflichtet ist, die Verordnung auf ihre 

Rechtmäßigkeit und damit ihre Rechtwirksamkeit zu überprüfen. Die Behörde hat aber - anders 

als Gerichte - im Allgemeinen nicht die Kompetenz, untergesetzliche Vorschriften aufgrund des 

Ergebnisses einer solchen Überprüfung in der Annahme ihrer Unwirksamkeit unbeachtet zu 

lassen („Normverwerfungskompetenz"). Für eine behördliche Normverwerfungskompetenz ist 

allenfalls in engen Grenzen Raum. Die untergesetzliche Norm muss dann offensichtlich, d.h. 

völlig eindeutig, unwirksam sein.

Der VGH Kassel (VGH Kassel, Urt. v. 20.12.1989-4 UE 2251/88, daran anschließend VGH Kassel, 

Urt. v. 22.02.1994 - 5 TH 1189/92) hat angenommen, dass zunächst ein Anlass zur Überprüfung 

insbesondere besteht, wenn (bei klarem Sachverhalt) eine Problematik im Schrifttum oder in der
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Rechtsprechung geklärt ist und deshalb eindeutige Schlüsse zulässt. Die Ungültigkeit muss sich 

zweifelsfrei feststellen lassen. Dagegen ist es verständlich, wenn in Zweifelsfällen die 

Verwaltungsbehörde von der Gültigkeit einer förmlich in Kraft gesetzten Norm ausgeht und die 

Klärung strittiger Rechtsfragen den Gerichten überlässt.

Aus Gründen der Rechtssicherheit und Wahrung der Planungshoheit der Gemeinde (hier: des 

Gemeindeverwaltungsverbands) ist eine Verwerfungskompetenz - so sie denn nach 

umstrittener Meinung überhaupt besteht - allenfalls in Fällen einer evidenten, offensichtlichen 

Nichtigkeit einer Norm vorstellbar. Solch eine Fallkonstellation bzw. ein wie im angeführten 

Urteil des OVG Münster (OVG Münster, Urt. v. 30.05.2005 - 20 A 3988/03, Juris Rn. 60ff., daran 

anschließend OVG Münster, Urt. v. 13.02.2014 - 6 A 4894/12) genannter „Ausnahmefall" liegt 

hier nicht vor. Von einer „völlig eindeutigen" Unwirksamkeit des FNP ist nicht auszugehen.

Gegen den FNP ist zwar ein Normenkontrollverfahren anhängig, welches eine Prüfung der 

harten Tabuzone anhand von Mindestabständen beinhaltet, unabhängig von ggf. vorliegenden 

Anhaltspunkten für eine Rechtswidrigkeit ist eine derart offensichtliche Unwirksamkeit, dass die 

Normnichtanwendungskompetenz greift, aber nicht ersichtlich.

Selbst wenn eine Überzeugung bestünde, dass der FNP ungültig ist, wäre zunächst wieder der 

Verwaltungsverband am Zug, festgestellte Mängel in einem ergänzenden Verfahren zu beheben. 

Somit besteht durch den rechtskräftigen FNP eine Ausschlusswirkung gern. § 35 Abs. 3 S. 3 

BauGB für die Anlagen WEA 3 und WEA 6, da sich diese nicht innerhalb der Konzentrationszone 

befinden.

Demnach liegen die Genehmigungsvoraussetzungen für die immissionsschutzrechtliche 

Genehmigung der WEA 3 und WEA 6 nicht vor, weil die Einhaltung der Anforderungen des 

Bauplanungsrechts nicht sichergestellt ist und somit öffentlich-rechtliche Vorschriften der 

Errichtung und dem Betrieb der WEA 3 und 6 entgegenstehen.
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2. Denkmalschutz

Die Lage der geplanten WEA in Beziehung zu Schloss Waldenburg ergibt sich aus dem 

beigefügten Lageplan (Anlage 1). Wie von der Antragstellerin im Schreiben vom 20.03.2020 

ausgeführt steht WEA 6 in der Blickbeziehung aus Süden Richtung Schloss Waldenburg in einem 

geringen seitlichen Abstand zum Schloss Waldenburg, die Nabe als der auffälligste Teil der WEA 

liegt auf Schlosshöhe und die Rotorblattspitze überragt das Schloss deutlich. WEA 9 liegt etwas 

weiter zurückversetzt, jedoch ebenfalls unmittelbar in der an das Schloss angrenzenden 

Hanglage und erreicht mit der Rotorblattspitze die Höhe des Schlosses.

WEA 5 steht etwas seitlich versetzt zum Schloss Waldenburg, ein erheblicher Teil des Mastfußes 

sowie der vollständige Rotor auf Schlosshöhe sind sichtbar.

Denkmalschutzrechtliche Belange sind im vorliegenden Verfahren zu prüfen, nachdem Schloss 

Waldenburg im Einwirkungsbereich der beantragten WEA liegt.

Bei Schloss Waldenburg handelt es sich um ein Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung 

gemäß § 28 Denkmalschutzgesetz (DSchG).

In der Begründung der Denkmaleigenschaft des Landesamtes für Denkmalspflege von 2003 

heißt es u.a.:

„Schloss Waldenburg, unter Einbeziehung von Teilen einer dreiflügeligen 

mittelalterlichen Burg Bergfried, sog. Mändelesturm [...], Schlossbrücke 

[...], Schlosskirche [...], Teil der Sachgesamtheit Stadtbefestigung."

Die denkmalschutzrechtliche Genehmigung wird von der Konzentrationswirkung im Sinne des 

§ 13 BImSchG erfasst, so dass die nach Landesrecht zuständige Behörde auch über die 

denkmalschutzrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens entscheidet.
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Im vorliegenden Fall tritt die Zustimmung der Denkmalschutzbehörde an die Stelle der 

denkmalschutzrechtlichen Genehmigung (§ 7 Abs. 3 DSchG).

Die untere Immissionsschutzbehörde des Landratsamtes Hohenlohekreis hat als zuständige 

Genehmigungsbehörde, bei welcher die Kompetenz gebündelt ist, entsprechend § 10 Abs. 5 

BImSchG i. v. m. § 11 der9. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 

(9. BImSchV) die obere Denkmalschutzbehörde, das Landesamt für Denkmalpflege im 

Regierungspräsidium Stuttgart, anzuhören.

Das Landesamt für Denkmalpflege hat sich in mehreren Stellungnahmen zu dem Vorhaben und 

zur Denkmalbegründung geäußert.

In der Stellungnahme vom 21.09.2017 hat das Landesamt für Denkmalpflege hierzu ausgeführt:

„Von dem Vorhoben der 9 WEA ist Schloss Waldenburg betroffen. Das 

Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung gemäß § 28 Denkmalschutzgesetz 

(DSchG) ist aufgrund seiner in hohem Maße landschaftsprägenden Lage auch 

als regional bedeutsames Kulturdenkmal im Fachplan „Kulturdenkmale" des 

Regionalverbandes Heilbronn-Franken und des Landesdenkmalamtes von 

2003 vermerkt und kartiert. Der Denkmalwert ist in hohem Maße auch in der 

imposanten Lage auf einem Sporn über dem Schichtstufenrand der 

Waldenburger Berge zu sehen, welche den einstigen Machtanspruch der 

hohenlohischen Residenz vom Mittelalter bis ins Barock augenscheinlich in der 

Region zum Ausdruck bringt und zu einem baulichen Wahrzeichen Hohenlohes 

werden lässt. Stadt und Schloss Waldenburg gelten damit als eine Landmarke 

der Kunst- und Kulturlandschaft Hohenlohes.

Konservatorisches Ziel ist der ungestörte Erhalt dieser Landmarke in der 

hohenlohischen Kulturlandschaft, in seiner exponierten Lage als in hohem
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Maße bedeutendes Zeugnis der Landesgeschichte. Die überaus eindrucksvolle 

landschaftliche Dominanz, sichtbares Zeichen der Geschichte in der 

Kulturlandschaft, ist zu bewahren.

Dies gilt im vorliegenden Fall vor allem für vielfältige Blickbeziehungen von der 

Hohenloher Ebene nach Süden auf Stadt und Schloss Waldenburg. Um die 

Erheblichkeit der Beeinträchtigungen sach- und fachgerecht beurteilen zu 

können, wurden vom Vorhabenträger im Rahmen der Umweltprüfung 

Fotosimulationen in wichtigen Sichtbeziehungen angefertigt. Im Ergebnis ist 

folgendes festzuhalten:

Vom Standort S 1 sind die geplanten WEA randlich erkennbar, jedoch in 

deutlichem Abstand zur Landmarke Waldenburg und von ihr getrennt durch 

die „Vorbelastung" Fernmeldeturm, so dass hier zwar eine Beeinträchtigung, 

jedoch keine erhebliche Beeinträchtigung im Sinne des § 15 Abs. 3 DSchG, 

festgestellt werden kann.

Vom Standort S 3, der beispielhaft für einen der vielen Blickbezüge von der 

Hochfläche auf Waldenburg stehe, sowie der Hauptblickbeziehung von 

Westen, dem Standort S 4, sind die WKA ebenfalls in deutlichem Abstand zur 

Landmarke Waldenburg, also ebenfalls nur eine randliche Störung.

Vom Standort S 2, der Hauptblickbeziehung an der B 19 von Norden 

kommend, sind jedoch zumindest die WEA Nr. 5, Nr. 6 und Nr. 9 eine 

erhebliche Beeinträchtigung, da sie im unmittelbaren Umfeld der Stadt 

Waldenburg mit den Einzelhochpunkten Schlossturm, Kirchturm und 

Stadtbefestigungsturm zu einer deutlichen Konkurrenz zur historischen 

Landmarke führen und damit die landschaftliche Integrität berührt ist. Die 

Errichtung dieser 3 WEA stellt durch ihre Andersartigkeit und technische 

Prägung und die erhebliche Höhe nach Ansicht des Landesamtes für
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Denkmalpflege eine erhebliche Beeinträchtigung der historisch überlieferten 

kulturlandschaftlichen Solitärlage von Schloss Waldenburg in den 

umliegenden, dem Kulturdenkmal Ruhe gebenden Wald- und Hochflächen 

dar, womit Belange des Umgebungsschutzes gern. § 15 Abs. 3 DSchG 

betroffen sind [....]"

In der Stellungnahme des Landesamtes für Denkmalpflege vom 31.09.2017 wird insbesondere

Folgendes ausgeführt:

„Das Schloss Waldenburg ist ein Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung 

gemäß § 28 DSchG; es ist aufgrund seiner in hohem Maße

landschaftsprägenden Lage auch als regional bedeutsames Kulturdenkmal im 

Fachplan „Kulturdenkmale" des Regionalverbands Heilbronn-Franken und des 

Landesdenkmalamtes von 2003 vermerkt und kartiert. Der Denkmalwert ist in 

hohem Maße auch in der imposanten Lage auf einem Sporn über dem 

Schichtstufenrand der Waldenburger Berge zu sehen, welche den einstigen 

Machtanspruch der hohenlohischen Residenz vom Mittelalter bis ins Barock 

augenscheinlich in der Region zum Ausdruck bringt und zu einem baulichen 

Wahrzeichen Hohenlohes werden lässt. Stadt und Schloss Waldenburg gelten 

damit als eine Landmarke der Kunst- und Kulturlandschaft Hohenlohes.

Konservatorisches Ziel ist der ungestörte Erhalt dieser Landmarke in der 

hohenlohischen Kulturlandschaft, in seiner exponierten Lage als in hohem 

Maße bedeutendes Zeugnis der Landesgeschichte. Die überaus eindrucksvolle 

landschaftliche Dominanz, sichtbares Zeichen der Geschichte in der 

Kulturlandschaft, ist zu bewahren. "
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Die Antragstellerin wird von der Anwaltskanzlei Lenz und Johlen, Köln vertreten. Diese 

hat mit Schreiben vom 20.03.2020 zu den Ausführungen des Landesamtes für 

Denkmalpflege Stellung genommen und hierbei auf Seite 17 unter Ziffer 4 als Ergebnis 

ausgeführt:

„A/och alledem ist im Ergebnis festzuhalten, dass nach den rechtlichen 

Maßstäben, die das VG Sigmaringen in seiner Entscheidung vom 14.02.2019 

dargelegt habe, schon zweifelhaft ist, ob die Blickbeziehung vom 

Betrachtungspunkt EP S 2 Belzhag denkmalschutzrechtlich geschützt ist, weil 

das Schloss Waldenburg von dort aus nur noch schemenhaft zu erkennen ist, 

jedenfalls aber nicht mehr imposant in Erscheinung tritt und die geplanten 

WEA die „imposante Lage" von Schloss Waldenburg nicht beeinträchtigen 

können, die mit ausschlaggebend für den Denkmalwert sind.

Selbst wenn man aber eine Beeinträchtigung der Blickbeziehung unterstellt 

und weiterhin eine erhebliche Beeinträchtigung annimmt, ist die 

denkmalschutzrechtliche Genehmigung zu erteilen. Die für das Vorhaben 

streitenden öffentlichen Belange haben hier ein größeres Gewicht als die 

denkmalrechtliche Beeinträchtigung. Dabei spricht alles dafür, dass die 

öffentlichen Belange hier im Sinne von § 15 Abs. 3 S. 3 DSchG„unausweichlich 

Berücksichtigung verlangen". Denn es ist eine Alternative, insbesondere eine 

Standortalternative, die zu geringeren Beeinträchtigungen führt, nicht 

ersichtlich. Davon unabhängig liegt jedenfalls keine erhebliche 

Beeinträchtigung im Sinne von § 15 Abs. 3 S. 3 DSchG vor. Bei der gebotenen 

„kategorienadäquaten" Betrachtung kommt es nicht zu einer 

Beeinträchtigung der Ablesbarkeit des Denkmalwerts [...]".

Die Denkmaleigenschaft des Schloss Waldenburg ist unstreitig.
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Streitig ist, ob sich die drei WEA 5, 6 und 9 nach § 15 Abs. 3 Satz 1 DSchG im geschützten 

Umgebungsbereich dieses Kulturdenkmals befinden und eine erhebliche Beeinträchtigung des 

Kulturdenkmals Schloss Waldenburg vorliegt.

Hierzu wurden Fotovisualisierungen gefordert, um die Sichtbeziehungen zum Schloss 

Waldenburg in Verbindung mit den Anlagen darstellen und bewerten zu können.

Nach § 15 Abs. 3 Satz 1 DSchG dürfen bauliche Anlagen in der Umgebung eines eingetragenen 

Kulturdenkmals, soweit sie für dessen Erscheinungsbild von erheblicher Bedeutung sind, nur mit 

Genehmigung der Denkmalschutzbehörde errichtet, verändert oder beseitigt werden.

Gern. § 15 Abs. 3 Satz 1 DSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn das Vorhaben das 

Erscheinungsbild des Denkmals nur unerheblich oder nur vorrübergehend beeinträchtigen 

würde oder wenn überwiegende Gründe des Gemeinwohls unausweichlich Berücksichtigung 

verlangen.

Ein Anspruch auf Erteilung einer Genehmigung besteht unter dem Blickwinkel des 

Denkmalschutzrechts nach § 6 Abs. 1 BImSchG nur, wenn bei einer Genehmigungsbedürftigkeit 

des Vorhabens nach § 15 Abs. 3 Satz 1 DSchG (2.1) die Voraussetzungen nach § 15 Abs. 3 Satz 3 

DSchG (2.2) gegeben sind. Im Übrigen steht die Entscheidung denkmalschutzrechtlich im 

pflichtgemäßen Ermessen (2.3).

2.1 Genehmigungsbedürftigkeit - Prüfung „Umgebungsschutz"

Wie bereits oben ausgeführt, ist das Schloss Waldenburg ein eingetragenes Kulturdenkmal von 

besonderer Bedeutung nach § 28 DSchG.

Bei den geplanten Windenergieanlagen handelt es sich um bauliche Anlagen im Sinn des
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§ 15 Abs. 3 DSchG, denn sie sind aus Bauprodukten hergestellt und unmittelbar mit dem 

Erdboden verbunden. Maßgebend ist hier die Begriffsbestimmung des § 2 Abs. 1 LBO.

Hierzu führt der VGH Baden-Württemberg aus:

„Die geplante Photovoltaikanlage ist auch eine bauliche Anlage im Sinn des 

§ 15 Abs. 3 DSchG, denn sie ist aus Bauprodukten hergestellt und durch die 

feste bautechnische Montage auf dem Dach der Pfarrscheuer auch mit dem 

Erdboden verbunden. Maßgebend ist insoweit die Begriffsbestimmung des 

§ 2 Abs. 1 der Landesbauordnung - LBO - (Strobl/Sieche, a.a.O., § 15 Rn. 13).

Unerheblich ist demgegenüber, ob die bauliche Anlage den Vorschriften der 

Landesbauordnung unterliegt (vgl. § 1 LBO) oder ob sie nach der 

Landesbauordnung genehmigungspflichtig ist (vgl. §§ 49 ff. LBO). "

(Vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 01.09.2011 -IS 1070/11 -, juris,)

§ 15 Abs. 3 DSchG schützt die Wirkung des Kulturdenkmals in seiner Umgebung und die 

optischen Bezüge zwischen Kulturdenkmal und Umgebung, nicht dagegen die Umgebung selbst 

(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 01.09.2011 -IS 1070/11-, juris).

Diese besitzt keinen eigenständigen Denkmalwert und ist Gegenstand des Denkmalschutzes nur 

insoweit, als sie für das Erscheinungsbild eines Kulturdenkmals von erheblicher Bedeutung ist. 

Dazu auch der VGH Baden-Württemberg:

„Die Genehmigungspflicht als solche setzt deshalb auch nicht voraus, dass die 

Errichtung, Veränderung oder Beseitigung einer baulichen Anlage das 

Erscheinungsbild eines Kulturdenkmals beeinträchtigt; selbst Maßnahmen, 

die das Erscheinungsbild eines eingetragenen Kulturdenkmals verbessern, 

können einer präventiven Kontrolle unterzogen sein. Entscheidend ist allein, 

ob die Umgebung für das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals von so 

erheblicher Bedeutung ist, dass durch Veränderungen denkmalpflegerische
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Belange berührt werden. Das ist dann anzunehmen, wenn die 

Ausstrahlungskraft des Kulturdenkmals wesentlich von der Gestaltung seiner 

Umgebung abhängt, wenn beispielsweise die Umgebung die Wirkung des 

Kulturdenkmals wegen des architektonischen Konzepts oder der 

topografischen Situation prägt."

(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 20.06.1989 - 1 S 98/88 -,)

Maßgebend ist die denkmalpflegerische Bedeutung der Umgebung in Bezug auf den 

wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Grund (§ 2 Abs. 1 DSchG), 

dessentwegen ein besonders gesteigertes Erhaltungsinteresse besteht; der Schutzzweck des 

Regelungssystems zielt ausschließlich auf die Erhaltung des Denkmalwerts ab, nicht auf 

städtebauliche oder ästhetische Belange.

Zur Abgrenzung des geschützten Umgebungsbereiches hat der VGH Baden-Württemberg 

ausgeführt:

„Die Abgrenzung des geschützten Umgebungsbereiches ist in jedem Einzelfall 

mit Blick auf den Denkmalwert des jeweiligen Kulturdenkmals vorzunehmen. "

(VGH Baden-Württemberg, Beschluss v. 20.04.2020, Az. 1 S 1943/19).

(a) Heimatgeschichtliche Einordnung

Zum Verständnis der heimatlichen Geschichte und der daraus folgenden denkmalpflegerischen 

Bedeutung ist Folgendes auszuführen:

Das Bauensemble von Schloss und Stadt Waldenburg, weithin sichtbar gelegen auf einem 

Bergsporn der Waldenburger Berge, gehört nicht nur im Sinne des Denkmalschutzes und aus 

dem Blickwinkel des Tourismus zu den wichtigsten Landschaftsmarken im Hohenloher Land. 

Auch aus historischer Perspektive ist die Rolle Waldenburgs für die Region kaum zu 

unterschätzen. Gerade das Ineinandergreifen von historischer Bedeutung, markanter
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Landschaftsprägung und touristischer Anziehungskraft macht die besondere Ausstrahlung 

Waldenburgs und seines Umlandes aus.

Die Besiedlung des Ohrnwaldes auf der Muschelkalkebene zwischen dem Kochertal und den 

schwäbisch-fränkischen Waldbergen kam vor allem im Hochmittelalten etwa ab dem 11. 

Jahrhundert, richtig in Gang. Eine besondere Rolle nahm dabei das 1037 begründete Stift 

Öhringen ein, indem von dort aus zahlreiche Weiler und Dörfer im ganzen Ohrnwaldgebiet 

gegründet wurden. Die herrschaftliche Kontrolle über die sogenannte „Stiftsvogtei" Öhringen 

mit den zugehörigen Besitzungen - also der weltliche Schutz für die Rechte und Güter der 

geistlichen Einrichtung - wurde spätestens seit um 1200 von der zu diesem Zweck errichteten 

Burg Waldenburg aus ausgeübt. Lehensherr der Stiftsvogtei mitsamt der Burg war der Bischof 

von Regensburg.

Von der ursprünglichen stauferzeitlichen Burganlage, die bewusst als sichtbares 

Herrschaftszeichen auf einem markanten Bergsporn erbaut wurde, sind heute noch Reste 

erhalten in Gestalt der unteren Geschosse des Bergfrieds („Mändlesturm"). Auf der Burg saßen 

die hochadligen Vögte von Öhringen - bzw. deren Dienstleute - als bischöfliche Lehensnehmer. 

Indem sie den Landesausbau auf der Hohenloher Ebene und später auch auf den Waldenburger 

Bergen überwachten und vorantrieben, trugen die Burgherren entscheidend zur Entstehung der 

hiesigen Kulturlandschaft bei.

Das „castrum Waldenberch" (= Burg Waldenburg) wird erstmals um 1250 in einem Urbar 

(Besitzverzeichnis) des Hochstifts Regensburg erwähnt. Zu diesem Zeitpunkt amtierte als Vogt 

des Stifts Öhringen Gottfried von Neuffen, der jedoch zusammen mit seinem Lehensherrn, dem 

Bischof, bald darauf bei Kaiser Friedrich II. in Ungnade fiel. Infolge dessen wurde das Öhringer 

Lehen eingezogen und an einen treuen Gefolgsmann des Kaisers neu vergeben, und zwar an 

Gottfried von Hohenlohe, der erstmals 1253 als neuer Besitzer der Burg genannt wird. Damit 

fasste das aufstrebende, aus dem Taubergrund stammende Geschlecht der Freiherren von
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Hohenlohe erstmals Fuß im Ohrnwald und damit auf jener Ebene, die später ihren Namen tragen 

sollte. Die Übernahme der Öhringer Stiftsvogtei mitsamt der Burg Waldenburg hatte eine 

grundlegende Schwerpunktverlagerung der Herren von Hohenlohe nach Südwesten zur Folge 

und bedeutete den Startschuss für die nun folgende rasche Ausdehnung ihrer Herrschaft 

zwischen Jagsttal und Waldbergen.

Die Waldenburg blieb durchgängig eines der wichtigsten Machtzentren und ein regelmäßiger 

Aufenthaltsort von Mitgliedern des Hauses Hohenlohe, das im 15. Jahrhundert in den 

Grafenstand aufstieg. Von 1328 bis zum Ende des Alten Reiches 1806 war Waldenburg Sitz eines 

hohenlohischen Amtes. Aufgrund militärischer Erfordernisse wurden im 15. Jahrhundert die 

Verteidigungsanlagen der Burg stetig verstärkt, zunächst durch Ausbau der Burgmauern und 

Gräben, dann durch die Errichtung der sogenannten „Schanz" im Süden (1495) und der „Bastei" 

an der Westflanke (um 1500), von denen noch heute eindrucksvolle Reste sichtbar sind.

Nach einer 1511 durchgeführten Teilung der Grafschaft Hohenlohe nahm Graf Georg I. von 

Hohenlohe seinen festen Wohnsitz auf der Waldenburg, die somit zur Residenz avancierte und 

entsprechend ausgebaut wurde. Durch die sogenannte „Hauptlandesteilung" der Jahre 1553­

1555 wurde „Waldenburg" zu einem festen Namensbestandteil für eine der beiden nun 

entstandenen Hauptlinien des Adelshauses: ab 1555 nannte sich Graf Eberhard nach seiner 

nunmehrigen Residenz von „Hohenlohe-Waldenburg", während sein älterer Halbbruder Graf 

Kasimir von „Hohenlohe-Neuenstein" die Burg in Neuenstein als festen Wohnsitz gewählt hatte. 

Die Trennung in zwei Hauptlinien hat, ungeachtet des weiterhin existierenden Zusammenhalts 

als Gesamthaus, bis heute Bestand, auch wenn sich unterhalb dieser Ebene über die 

Jahrhunderte zahlreiche Unterlinien bildeten, von denen viele wieder ausstarben. Mitte des 18. 

Jahrhunderts wurden die Grafen von Hohenlohe, die Waldenburger Hauptlinie voran, in den 

Reichsfürstenstand erhoben. Das Ende der weitgehenden staatlichen Eigenständigkeit der 

hohenlohischen Fürstentümer kam mit der von Napoleon erzwungenen Mediatisierung 1806. 

Der größte Teil Hohenlohes, auch Waldenburg, wurde dem neuen Königreich Württemberg
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zugeschlagen. Von den sechs heute noch existierenden fürstlichen Linien des Hauses Hohenlohe 

lassen sich vier der Waldenburger Hauptlinie zurechnen, nämlich Hohenlohe-Waldenburg, - 

Schillingsfürst, -Bartenstein und -Jagstberg.

Georg I. von Hohenlohe leitete den Umbau der mittelalterlichen Burg zu einem zeit- und 

standesgemäßen Residenzschloss im Stil der Renaissance in die Wege, das trotz aller 

Repräsentativität weiterhin einen starken Befestigungscharakter besaß. Die Arbeiten daran 

begannen 1529, doch erst unter Eberhard von Hohenlohe, vor 1568, konnte das Bauprojekt 

unter Beteiligung zahlreicher auswärtiger und einheimischer Baumeister abgeschlossen werden. 

Einige Teile der spätmittelalterlichen Burg, insbesondere die mächtige Umfassungsmauer mit 

dem Torbau und den fünf Rundtürmen, wurden in den Neubau integriert. Ausgehend von der 

topografischen Lage bildeten die drei Flügel der Schlossanlage ein ungleichmäßiges Dreieck. Die 

Fassade war relativ schlicht gehalten, bis auf den Schmuckaufsatz des Bergfrieds, für den es in 

Franken keine Vorbilder gab und der der Schlossansicht bis heute ein besonderes Gepräge 

verleiht.

Im Folgenden wurde das Schloss bis ins 18. Jahrhundert hinein immer weiter ausgebaut. In den 

Jahren 1613 bis 1621 wurde für die Planung weiterer Baumaßnahmen der berühmte herzoglich- 

württembergische Landbaumeister Heinrich Schickhardt herangezogen. Auch der bekannte 

hohenlohische Baumeister Georg Kern war im 17. Jahrhundert an den Bauarbeiten am 

Waldenburger Schloss beteiligt. Allerdings kam es nach dem Aussterben der Hohenlohe- 

Waldenburg-Waldenburger Linie 1679 zu einer Unterbrechung der Bautätigkeit und zum 

zwischenzeitlichen Verfall des Schlosses, das nicht mehr in vollem Umfang genutzt wurde. Erst 

Graf Philipp Ernst von Hohenlohe-Waldenburg-Schillingsfürst entschloss sich, obwohl er selbst 

dort gar nicht residierte, das Stammschloss seiner Linie in zeitgemäßer Weise 

wiederherzustellen. Zwischen 1730 und 1740 fanden unter Beteiligung der Baumeister Eichinger 

und Aufmuth neue Baumaßnahmen statt, die unter weitgehender Verwendung der älteren 

Substanz zum Umbau in eine vierflügelige Schlossanlage führten, wobei allerdings unklar ist,
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inwieweit die Planungen konsequent umgesetzt wurden. Aufgrund der Kriegseinwirkung 1945 

und des nachfolgenden Wiederaufbaus sind vom Neubau des 18. Jahrhunderts kaum sichtbare 

Spuren vorhanden. Ab 1781 wurde die katholische Schlosskirche im Rokoko-Stil erbaut, die noch 

erhalten ist.

Bald nach der Erbauung der Burg um 1200 entstand in ihrem Schutz auf dem Bergsporn eine 

Siedlung, die von den Herren von Hohenlohe möglicherweise schon im späten 13. Jahrhundert 

zur Stadt erhoben wurde, wenn auch die früheste Bezeichnung als „stat" erst 1330 in den 

schriftlichen Quellen aufscheint. Anschließend wurde die Stadt mit einer Befestigung in Form 

eines massiven, stellenweise bis eineinhalb Meter dicken Mauerrings mit einer Länge von 965 

Metern versehen. Schon in der Stauferzeit wurde außerdem am südlichen Ende der Stadtanlage, 

beim anfangs einzigen Stadttor, der sogenannte „Hochwächterturm" (oder auch 

„Lachnersturm") erbaut. Wie die Burg wurde auch die Stadtmauer im 15. Jahrhundert weiter 

ausgebaut und verstärkt, zudem wurden an der Westmauer ein neues Tor mit Torturm 

eingelassen (das „Mainzer Tor") und an der Ostmauer ein neuer Wachturm erbaut (der 

„Bürgerturm" oder „Malefizturm"); vom Mainzer Tor sind heute nur noch ein Stumpf vorhanden, 

während vom Bürgerturm keine Spuren mehr erhalten sind.

Wohl im frühen 14. Jahrhundert erhielt Waldenburg für die Stadtbevölkerung einen eigenen 

Kirchenbau am Marktplatz, die Ägidius-Kapelle, als Filiale der Stiftskirche in Öhringen. Erst im 

Zuge der Einführung der Reformation in der Grafschaft Hohenlohe wurde die Kapelle Mitte des 

16. Jahrhunderts zur eigenständigen Pfarrkirche erhoben. Im Anschluss daran wurde ab 1562 

ein größerer Kirchenneubau mit einem weithin sichtbaren Westturm errichtet. Zwar wandten 

sich die Grafen der Waldenburger Hauptlinie - im Gegensatz zu ihren Neuensteiner Vettern - 

bis 1728 sämtliche wieder dem Katholizismus zu, doch ihre Untertanen blieben überwiegend 

protestantisch.
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In der Stadt lebten neben herrschaftlichen Beamten und Dienern auch Handwerker, Händler und 

andere Gewerbetreibende, aber insgesamt behielt Waldenburg stets seine kleinbäuerliche 

Prägung und seinen Charakter als „Ackerbürgerstadt" bei, die sich von ihrer Herrschaft kaum 

nennenswert emanzipieren konnte. Bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts hinein wuchs die Stadt, 

bedingt durch die Spornlage, kaum über den Mauerring hinaus; die Grenze von 1.000 

Einwohnern wurde erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts überschritten.

Die wehrhaft wirkende Schlossanlage in Verbindung mit dem rund um die Stadt laufenden 

Mauerring, den drei hohen Türmen sowie den kleineren Wehrtürmen bildet als 

Gesamtensemble ein Kulturdenkmal allererster Güte und macht den besonderen Reiz der 

Silhouette von Waldenburg aus, wenn man von der Hohenloher Ebene aus in Richtung Berge 

schaut. Die besondere Wertschätzung der Hohenloher Bürger für ihre ehemalige Residenzstadt, 

in deren Schloss noch immer ein Fürst wohnt, drückt sich in der verbreiteten Bezeichnung 

Waldenburgs als „Balkon Hohenlohes" aus, wodurch Waldenburg als Aushängeschild und 

Wahrzeichen der ganzen Region qualifiziert wird.

Selbst die fast völlige Zerstörung Waldenburgs durch amerikanischen Beschuss im April 1945 

konnte dem Charme des Burgstädtchens auf lange Sicht nichts anhaben. Schloss und Stadt 

sollten von fanatisierten deutschen Einheiten um jeden Preis gehalten werden, während die 

Amerikaner ein Exempel zu statuieren gedachten, um die Bevölkerung einzuschüchtern. Am 

Ende lagen fast 90 % der Stadt einschließlich des Schlosses in Ruinen. Doch schon kurz nach 

Kriegsende machten sich die Einwohner daran, ihr Städtchen nach modernen Maßstäben, doch 

in historischem Gewand wiederaufzubauen. Dabei wurde der vormals sehr eng bebaute 

Innenraum deutlich aufgelockert, wobei die Anmutung eines mittelalterlichen Stadtkerns 

erhalten blieb. Auch der stark beschädigte Schlossbau wurde unter Wahrung seiner äußeren 

Form vom Fürstenhaus wieder neu hergerichtet. Somit steht Waldenburg in seiner heutigen 

Gestalt auch als Symbol für den Irrsinn des Krieges und zugleich für den Wiederaufbauwillen der 

Nachkriegszeit.



Landratsamt Hohenlohekreis Seite 32 von 51

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass den Ausführungen des Landesamtes für Denkmalpflege in 

jeder Hinsicht beizupflichten ist, wonach es die „eindrucksvolle landschaftliche Dominanz" 

Waldenburgs als „sichtbares Zeichen der Geschichte in der Kulturlandschaft" (Zitate: LAD) 

möglichst ohne visuelle Störung zu bewahren gilt.

Zu den Aufgaben der Burg Waldenburg im Hochmittelalter gehörte im Übrigen auch die 

Kontrolle der Fernstraße, die südlich von ihr die Waldenburger Berge überquerte. Noch heute 

sind Spuren des Straßenverlaufs im Gelände sichtbar, deren Erhalt jedoch durch die geplanten 

Bauarbeiten und die späteren Zufahrten zur neuen Windkraftanlage stark gefährdet ist.

Der Handelsweg ging auf vorgeschichtliche Ursprünge zurück und verband den nördlichen 

Oberrhein mit dem Donaugebiet. Bei Cappel teilte er sich in zwei Hauptstränge, die östlich von 

Michelbach am Wald und südlich von Eschelbach die Waldenburger Berge erklommen bis auf 

die Karlsfurtebene, wo sie sich wieder verbanden; danach führte die Straße nördlich an 

Tommelhardt und Laurach vorbei und verließ die Höhe nordwestlich von Gailenkirchen wieder 

in Richtung Kochertal. In keltischer Zeit wurde auf dieser Strecke das Salz aus der Saline bei 

Schwäbisch Hall gen Westen transportiert, und auch die Römer hatten die Verbindung von den 

Grenzkastellen bei Öhringen zur Salzquelle im Kochertal vermutlich weiter aufrechterhalten. Im 

Frühmittelalter führte die Route vom karolingischen Herrschaftszentrum in Worms aus über 

Wimpfen in Richtung der östlichen Reichsteile an der Donau ebenfalls über die Waldenburger 

Berge.

Zur Zeit der Erbauung der Waldenburg hatte sich die Salzsiederstadt Schwäbisch Hall unter der 

Ägide der Staufer zu einem wichtigen Handelszentrum entwickelt. Somit kam der Straße, die Hall 

mit den Städten an Rhein und Neckar verband, erneut eine gesteigerte Bedeutung als 

Salzhandelsweg zu. Erst durch die zunehmende Konkurrenz der Fernhandelsstraße, die von 

Öhringen aus über die Hohenloher Ebene in Richtung Nürnberg und an die Donau führte und
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den Handelsverkehr von Hall an sich zog, wurde der Route überdie Berge im späteren Mittelalter 

der Rang abgelaufen. Als regionales Wegesystem zur Versorgung des Umlandes spielten die 

verschiedenen Streckenabschnitte allerdings auch weiterhin noch eine wichtige Rolle.

Wie bei vormodernen Wegeverbindungen üblich, verzweigte sich der Straßenverlauf, besonders 

in schwierigerem Terrain, so auch im Bereich der Waldenburger Berge, mehrfach, denn je nach 

Witterung, Geländerelief und Straßenzustand wählten Händler und andere Reisende 

unterschiedliche Routen. So kommt es, dass von dieser Straße sichtbare Überreste in Form von 

Hohlwegen, Fahrrinnen und - im Verlauf der sogenannten „Eschelbacher Steige" - sogar 

Straßenpflaster an vielen Stellen vorhanden sind.

Die noch heute nahe Waldenburg erhaltenen Spuren der alten Handelsstraße zeugen also von 

einer jahrtausendealten Verkehrstradition und stellen Kulturdenkmale dar, die es unbedingt zu 

schützen gilt, denn vergleichbar gut erhaltene und dokumentierte Altstraßenreste stellen 

generell eine besondere Rarität dar.

Die heimatgeschichtliche Intention, durch den Bau in der imposanten Lage auf einem Bergsporn 

über dem Schichtstufenrand der Waldenburger Berge, der sich über die Hohenloher Ebene 

erhebt, den Machtanspruch in der einstigen Region zum Ausdruck zu bringen, wird durch die 

landschaftlichen Gegebenheiten unterstrichen. Durch das Setzen einer Landmarke sollte gerade 

diese (herrschaftliche) Dominanz in der Landschaft wahrgenommen werden.

(b) Maßgeblicher Umgebungsbereich

Bei der Bestimmung des maßgeblichen Umgebungsbereichs, der für das Erscheinungsbild des 

Schlosses Waldenburg von erheblicher Bedeutung ist, ist von folgenden Maßgaben auszugehen:

Der Regelungsgehalt der §§ 15 Abs. 3 Satz 1, 2 Abs. 3 Nr. 1 DSchG schützt auch und gerade die 

Wirkung des Kulturdenkmals in seiner Umgebung und die optischen Bezüge zwischen
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Kulturdenkmal und Umgebung, nicht dagegen die Umgebung selbst. Sie besitzt keinen 

eigenständigen Denkmalwert und ist Gegenstand des Denkmalschutzes nur insoweit, als sie für 

das Erscheinungsbild eines Kulturdenkmals von erheblicher Bedeutung ist. Entscheidend ist 

allein, ob die Umgebung für das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals von so erheblicher 

Bedeutung ist, dass durch Veränderungen denkmalpflegerische Belange berührt werden. Das ist 

dann anzunehmen, wenn die Ausstrahlungskraft des Kulturdenkmals wesentlich von der 

Gestaltung seiner Umgebung abhängt, wenn beispielsweise die Umgebung die Wirkung des 

Kulturdenkmals wegen des architektonischen Konzepts oder der topografischen Situation prägt 

(Strobl / Majocco / Sieche, § 15, Rn 11; vgl. hierzu VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 

20.06.1989 -1 S 98/88 -, NVwZ-RR 1990, 296).

Maßgebend ist die denkmalpflegerische Bedeutung der Umgebung in Bezug auf den 

wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Grund (§ 2 Abs. 1 DSchG), 

dessentwegen ein besonders gesteigertes Erhaltungsinteresse besteht; der Schutzzweck des 

Regelungssystems zielt ausschließlich auf die Erhaltung des Denkmalwerts ab, nicht auf 

städtebauliche oder ästhetische Belange. Die denkmalschutzrechtliche Genehmigungspflicht 

stellt lediglich ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt dar, das der Überprüfung und 

Wahrung der denkmalpflegerischen Belange dient.

„Bei alledem hängt die räumliche Abgrenzung der zu berücksichtigenden 

Umgebung von der Art, der Größe und der Lage des Denkmals sowie von der 

Eigenart der Umgebung ab. Der maßgebiiche Umgebungsbereich wird vom 

Eigengewicht der Umgebung, insbesondere der Umgebungsbebauung, 

begrenzt. Er lässt sich nicht allgemein durch metergenaue Radien bestimmen 

und reicht über die unmittelbare Nachbarschaft hinaus, setzt aber noch einen 

optischen Bezug voraus. "

(vgl. VG Sigmaringen, Urteil vom 15.10.2009 - 6 K 3202/08-, Beck Online).
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„Als Umgebung eines Kulturdenkmals ist der Bereich zu sehen, auf den es 

ausstrahlt und der es in denkmalrechtlicher Hinsicht seinerseits prägt und 

beeinflusst. "

(„Wirkbereich"; vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 01.09.2011 -IS 

1070/11 -, a.a.O.; Urteil vom 20.06.1989 -IS 98/88 -, a.a.O.; VG Sigma ringen,

Urteil vom 15.10.2009 - 6 K 3202/08 -, a.a.O.; vgl. Martin, in: 

Martin/Krautzberger, Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 3. 

Auflage2010, Teil E, Rn 180).

Solche Wirkungszusammenhänge zwischen dem eingetragenen Kulturdenkmal und seiner 

näheren und ferneren Umgebung können topografischer, siedlungsgeschichtlicher, 

funktionaler, gestalterischer oder assoziativer Art sein und sich etwa manifestieren in der 

historisch begründeten exponierten Lage des Denkmals, in seiner Einbettung in die Landschaft, 

seiner Spornlage, seiner Dominanz gegenüber der Umgebungsbebauung oder in geplanten 

Blickverbindungen (vgl. Sieche in: Strobl/Sieche/Kemper/Rothemund, Denkmalschutzgesetz für 

Baden-Württemberg, 4. Auflage 2019, Erl. § 15, Rn 12).

„Die Abgrenzung ist nach dem Empfinden eines für die Belange des 

Denkmalschutzes aufgeschlossenen Durchschnittsbetrachters vorzunehmen. "

(VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 18.08.1977 - / 396/77)

Nach diesen Maßstäben befinden sich von den Standorten S (Fotopunkten) auf das Schloss 

Waldenburg die optischen Bezüge von S 1, S 2 und S 5 innerhalb der geschützten Umgebung im 

Sinne des § 15 Abs. 3 Satz 1 DSchG, die für das Erscheinungsbild des Schlosses Waldenburg von 

erheblicher Bedeutung ist.
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Für die Einbeziehung dieser Standorte in die geschützte Umgebung des Denkmals im 

vorliegenden Fall spricht zunächst einmal allgemein, dass das Landesamt für Denkmalpflege 

deutlich Bezug auf die Lage des Schlosses als Landmarke nimmt.

Es führt hierzu aus:

„Die Absicht der Schlossbauer war neben fortifikatorischen Gründen das 

Setzen einer Landmarke; hierdurch wird der Machtanspruch manifestiert.

Gerade die überaus eindrucksvolle Dominanz in der Landschaft sollte 

wahrgenommen werden. "

Die Standorte S 1, S 2 und S 5 liegen noch in einem Bereich, der die Wirkung von Schloss 

Waldenburg in seine Umgebung hinein aufgrund der topografischen Gegebenheiten prägt. Es 

zeigt sich, dass Schloss Waldenburg aufgrund der erhöhten Spornlage eine die weiträumige 

„Hohenloher Ebene" prägende Wirkung ausübt. Der Anblick des Schlosses, in exponierter Lage 

und über den Schichtstufenrand der Waldenburger Berge hinausragend, trägt maßgeblich dazu 

bei, dass das Schloss bis heute u.a. als bedeutendes Zeugnis der Landesgeschichte und bauliches 

Wahrzeichen Hohenlohes wahrgenommen wird.

Die beiden Standorte S 3 und S 4 sind der geschützten Umgebung des Schlosses nicht 

zuzurechnen. Wie aufgezeigt, liegt die Bedeutung des Kulturdenkmals in seiner imposanten Lage 

und damit in einer sichtbaren Dominanz.

Daraus folgt, dass der Umgebungsschutz im Fall des Schlosses Waldenburg auf die 

(Sicht)Standorte begrenzt ist, von denen aus das Schloss gerade in seiner imposanten Lage 

betrachtet werden kann.

Das Schloss Waldenburg entfaltet aus Perspektive der Standorte S 3 und S 4 keine 

Ausstrahlungswirkung von solcher Kraft, dass die optischen Bezüge zum Schloss Waldenburg von
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diesen Standorten aus als vom Umgebungsschutz umfasst angesehen werden könnten. Dies liegt 

daran, dass das Schloss aufgrund der größeren Entfernung schon an sich nicht klar in den Blick 

fällt und zudem durch die es unmittelbar umgebenden Hügel und deren Bewaldung nicht 

exponiert in Erscheinung tritt.

Anders verhält es sich bei den Standorten S 1, S 2 und S 5. Dies liegt nicht nur daran, dass diese 

Standorte deutlich näher am Schloss liegen und sich deshalb das Schloss von dort aus viel klarer 

erkennen lässt. Insbesondere Standort S 2, der Hauptblickbeziehung von Norden, bietet einen 

von vorgelagerter Bebauung unverstellten Blick auf den Bergsporn, auf dem das Schloss 

Waldenburg thront sowie auf die umgebenden, bewaldeten Waldenburger Berge.

Die heimatgeschichtliche Intention, durch den Bau in der imposanten Lage auf einem Bergsporn 

über dem Schichtstufenrand der Waldenburger Berge, der sich über die Hohenloher Ebene 

erhebt, den Machtanspruch in der einstigen Region zum Ausdruck zu bringen, wird durch die 

landschaftlichen Gegebenheiten an diesen Standorten, nämlich die Tatsache, dass sich die 

Standorte weit unterhalb des Standortes des Schlosses befinden, gerade unterstrichen, da der 

Betrachter von hier zum Schloss „aufschauen" muss und sich somit die optische Dominanz des 

Schlosses zeigt.

Diese Beurteilung ändert sich auch nicht durch die Ausführungen der Antragstellerin, dass es 

zweifelhaft sei, ob die WEA vom Betrachtungspunkt S 2 aus gesehen, noch in der durch das 

Denkmalrecht geschützten Umgebung liegen, da Schloss Waldenburg von diesem 

Betrachtungspunkt aus nur schemenhaft zu erkennen sei.

Die dem Landratsamt Hohenlohekreis hierzu vorliegenden Fotosimulationen, insbesondere 

hinsichtlich Standort 2, spiegeln die tatsächlichen Verhältnisse nach Inaugenscheinnahme vor 

Ort nicht annähernd wider. Die Gesamtwürdigung der durch Augenschein gewonnenen 

Erkenntnisse führt zum Ergebnis, dass Schloss Waldenburg nicht nur schemenhaft zu erkennen 

ist, sondern die Dominante beim Blick auf die Waldenburger Berge darstellt. Einzelne
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Gebäudeteile sind eindeutig zu erkennen und die Bedeutung des Schlosses sowie die Wirkung 

als Landmarke drängen sich dem Betrachter förmlich auf.

Insoweit ist den Ausführungen des Antragstellers im Schreiben der Kanzlei Johlen und Lenz vom 

20.03.2020 auf Seite 10 letzter Absatz zu widersprechen. Schloss Waldenburg ist vom 

Betrachtungspunkt S 2 nicht nur schemenhaft, sondern detailliert zu erkennen. Die 

Auswirkungen der geplanten WEA, insbesondere die Größe sowie die Drehbewegungen der 

Rotoren, sind, wie auch der Antragsteller im Schreiben vom 20.03.2020, Seite 10, letzter Absatz, 

einräumt, grundsätzlich geeignet, die Ablesbarkeit des Denkmalwerts herabzusetzen und zu 

einer denkmalschutzrechtlichen Beeinträchtigung zu führen. Dies ist hier der Fall.

Schließlich zitiert der Antragsteller die Entscheidung des VG Sigmaringen (VG Sigmaringen, Urteil 

vom 14.02.2019 - 9 K 4136/17 -, juris Rn. 14, mit dem Hinweis, die im vorliegenden Fall 

abgegebene Stellungnahme des Landesamtes für Denkmalpflege vom 21.09.2017 sei rechtlich 

nicht belastbar.

Das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart entgegnet hierzu im 

Schreiben vom 14.04.2020 zutreffend, dass es sich hierbei um eine Einzelfallentscheidung 

handele. Diese Entscheidung ist nicht auf das gegenständliche Verfahren übertragbar. Dies 

ergibt sich bereits aus der Lage der jeweiligen Denkmäler. Während Schloss Waldenburg auf 

dem Höhenrücken liegt, also den höchsten Punkt des Landschaftsbildes darstellt und sich von 

der Umgebung eindeutig abgrenzt, dominiert Schloss Lichtenstein durch die eher integrierte 

Lage am Albtrauf der Schwäbischen Alb das Landschaftsbild nicht in vergleichbarer Weise. 

Zudem manifestiert sich wie bereits o. a. die besondere Bedeutung des Denkmals Schloss 

Waldenburg aus dem mit der exponierten Lage des Schlosses zum Ausdruck kommenden 

Machtanspruch der damaligen Schlossherren.
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Insgesamt ist festzuhalten, dass die Standorte S 1, S 2 und S 5 als geschützte Umgebung des 

Schlosses Waldenburg im Sinne des § 15 Abs. 3 Satz 1 DSchG anzusehen sind, weshalb die 

geplanten Anlagen für ihre Errichtung der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedürfen.

2.2 Genehmigungsfähigkeit

Hinsichtlich der Erheblichkeit der Beeinträchtigung gilt der gleiche Maßstab wie im Rahmen des 

§8 DSchG.

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes eines Denkmals im Sinn des § 15 Abs. 

3 Satz 3 DSchG setzt voraus, dass eine empfindliche Störung vorliegt. Die damit allgemein 

gekennzeichneten Anforderungen bleiben einerseits unterhalb der Schranke dessen, was 

üblicherweise „hässlich" wirkt und deshalb im bauordnungsrechtlichen Sinne „verunstaltend" 

ist.

„Andererseits genügt für eine erhebliche Beeinträchtigung des 

Erscheinungsbildes im Sinn des § 15 Abs. 3 DSchG nicht jede nachteilige 

Beeinflussung des Erscheinungsbildes; vielmehr muss der Gegensatz deutlich 

wahrnehmbar sein und vom Betrachter als belastend empfunden werden. " 

(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 01.09.2011 -, a.a.O.; Urteil vom 

20.06.1989 -IS 98/88 -, a.a.O.; VG Sigmaringen, Urteil vom 15.10.2009 - 6 

l< 3202/08 -, a.a.O.).

Diese wertende Einschätzung wird maßgeblich bestimmt vom Denkmalwert.

„In subjektiver Hinsicht ist für die Beurteilung der Frage, ob das

Erscheinungsbild eines Kulturdenkmals erheblich beeinträchtigt wird, das
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Empfinden des für Belange des Denkmalschutzes aufgeschlossenen 

Durchschnittsbetrachters entscheidend."

(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 01.09.2011 - 1 S 1070/11 -, 

a.a.O.).

Nach diesen Maßstäben beinträchtigen die geplanten Anlagen WEA 5, WEA 6 und WEA 9 das 

Erscheinungsbild des Denkmals Schloss Waldenburg vom Standpunkt S 2 erheblich.

WEA 7, die vom Betrachtungspunkt S 2 aus gesehen näher am Schloss Waldenburg liegt, 

beeinträchtigt das Erscheinungsbild des Schlosses nur unerheblich, da unter Beachtung der 

vertikalen Dimension diese WEA höhenmäßig unterhalb dergedachten Höhenlinie, die auf Höhe 

des Bergsporns gezogen wird, liegt.

Die geplanten Windenergieanlagen stellen einen deutlich wahrnehmbaren Kontrast zu dem 

Erscheinungsbild und der Wirkung des Schlosses Waldenburg dar. Sie sind nach den Auflagen 

des Regierungspräsidiums Stuttgart in der luftverkehrsrechtlichen Zustimmung vom 20.09.2017 

mit einer Tageskennzeichnung zu versehen, die alternativ aus orangefarbenen oder roten 

Farbfeldern an den Rotorblattspitzen bestehen muss;

„hinzu kommt die durch die Drehbewegung der Rotorblätter verursachte 

optische Unruhe. "

(vgl. zu deren Berücksichtigungsfähigkeit in unterschiedlichem 

Zusammenhang: BVerwG, Beschluss vom 15.10.2001 - 4 B 69.01 -, BauR 

2002, 1052; Beschluss vom 11.12.2006 - 4 B 72.06 -, NVwZ 2007, 336; VGH 

Baden-Württemberg, Beschluss vom 05.09.2003 - 8 S 1644/03 -; VG 

Sigmaringen, Urteil vom 07.05.2003 - 3 K 1030/02 -).

Aufgrund ihrer solitären Lage auf der Hochebene der Waldenburger Berge in Verbindung mit 

der beträchtlichen Höhe von 230 m würden die - in Kontrast zur natürlichen Umgebung
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stehenden - Anlagen in weitem Umkreis Blicke auf sich ziehen. Damit ginge die dominierende 

und prägende Wirkung von Schloss Waldenburg für die sich anschließende Hohenloher Ebene 

verloren. Die durch die Spornlage gewonnene natürliche Erhöhung des Schlosses und die damit 

verbundene Ausweitung ihres Wirkbereichs - gerade darin besteht die erhaltungswürdige 

Besonderheit von Schloss Waldenburg - würde von einem die Landschaft überprägenden 

Technik-Bauwerk in unzuträglicher Weise empfindlich gestört, wenn nicht sogar völlig 

aufgehoben.

Die „störende" Wirkung der Windenergieanlagen träte dabei auch deshalb in hervorgehobener 

Weise zu Tage, weil die umgebende Landschaft von technischen Anlagen dieser Art und Größe 

bislang weitgehend freigehalten wurde. Die „Vorbelastung" durch den Funkmeldeturm befindet 

sich in deutliche größerem Abstand zur Landmarke Schloss Waldenburg.

Der Schwerpunkt der Betrachtung würde von Schloss Waldenburg weggelenkt. Es wird dabei 

berücksichtigt, dass die geplanten Windkraftanlagen auf einem Standort hinter dem 

Schichtstufenrand der Waldenburger Berge errichtet werden sollen und aus einigen 

Blickperspektiven, insbesondere Standorte SI, S 3 und S 4 lediglich als „neben" dem Schloss - 

nach hinten versetzt - wahrgenommen würden, ohne dieses direkt zu überdecken.

Durch ihre Größe und Kennzeichnung sowie durch die Rotation geraten sie aber gleichwohl in 

den Blickfang des Betrachters und führen einen Maßstabsverlust im von Schloss und seinem 

Erscheinungsbild als Denkmal geprägten Landschaftsgefüge herbei (vgl. zu ähnlichen 

Erwägungen OVG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 16.06.2005 - 2 L 533/02 -).

Eine empfindliche Beeinträchtigung des Erscheinungsbilds eines Denkmals liegt nicht erst dann 

vor, wenn sie immer und überall wahrnehmbar ist, ohne dass man sich ihr entziehen kann. 

Vielmehr ist entscheidend, dass eine empfindliche Beeinträchtigung objektiv vorliegt und dass 

sie von zahlreichen Standorten der Hohenloher Ebene wahrgenommen würde.
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Die dem Landratsamt Hohenlohekreis vorliegende Fotosimulation zum Standort S 2 ist hier nur 

beispielhaft für weitere vielfältige Blickbeziehungen von der Hohenloher Ebene nach Süden auf 

Schloss Waldenburg.

Darüber hinaus sind die im Denkmal verkörperten Werte zu betrachten. Für die Frage, ob die im 

Denkmal verkörperten Werte beeinträchtigt werden, wird in der Rechtsprechung auf die 

Eriebbarkeit des Denkmals und die daraus folgende Erlebnisqualität abgestellt. Dabei wird nicht 

nur die Außenperspektive, sondern auch die Innenperspektive, der Blick vom Denkmal in die 

Umgebung, betrachtet (vgl. VGH München, Urteil vom 18.07.2013, Az. 22 B 12.1741, Rn. 28; 

OVG Lüneburg, Urteil vom 23.08.2012, Az. 12 LB170/11, Rn. 67).

Bei Errichtung der geplanten WEA würde der Blick vom Denkmal Schloss Waldenburg, vom 

„Balkon Hohenlohes" in südwestlicher Richtung, durch die geplanten WEA völlig verändert, 

nachdem der bislang weitestgehend ungestörte Höhenrücken von den WEA dominiert und diese 

somit in den Vordergrund treten würden. Die Eriebbarkeit des Denkmals, welche darin besteht, 

mit Blick vom Denkmal aus in die Hohenloher Ebene die einstige überragende Stellung der Burg 

und den Machtanspruch über die Hohenloher Ebene nachzuvollziehen, wären nicht mehr 

möglich, die Dimensionen des Denkmals zu seiner Umgebung würden völlig verschoben, die 

Umgebung mit den WEA würde in den Vordergrund rücken.

Das Erscheinungsbild von Schloss Waldenburg wird auch länger als nur vorübergehend im Sinne 

des § 15 Abs. 3 Satz 3 DSchG beeinträchtigt. In Anbetracht des hinter der Regelung stehenden 

Schutzzwecks, das Erscheinungsbild eingetragener Kulturdenkmale möglichst ungeschmälert zu 

erhalten, ist die Tatbestandsvoraussetzung der „vorübergehenden" Beeinträchtigung eng zu 

fassen (so Strobl / Majocco / Sieche, § 15, Rn 15); danach fallen allenfalls kurzfristige 

Beeinträchtigungen etwa durch mobile Hallen für Ausstellungen oder Messen unter den Begriff 

der vorübergehenden Beeinträchtigung.
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Das hier zur Genehmigung gestellte Vorhaben ist auf die dauerhafte Errichtung von neun 

Windenergieanlagen gerichtet. Daran vermag der Umstand, dass ein nach einer Betriebsdauer 

von ca. 20 bis 25 Jahren ggf. erwünschtes Repowering (regionalplanerisch) womöglich 

ausgeschlossen sein wird, nichts zu ändern. Die Anlagen würden im Umfang ihrer Genehmigung 

(einfachen) Bestandsschutz genießen und könnten in diesem Rahmen auch erneuert werden, 

gleichgültig ob dies wirtschaftlich sinnvoll sein mag. Unabhängig davon kann auch die ohne ein 

Repowering zu erwartende Betriebsdauer der Anlagen nicht als vorübergehend im Sinne des 

§ 15 Abs. 3 Satz 3 DSchG angesehen werden.

Auch überwiegende Gründe des Gemeinwohls, die unausweichlich Berücksichtigung verlangen 

(§ 15 Abs. 3 S. 3 DSchG), werden vorliegend nicht gesehen.

Zu berücksichtigen ist hier, das dem Denkmalschutz durch die Landesverfassung Baden­

Württembergs besondere Bedeutung zukommt. Demgegenüber steht das ebenfalls in der 

Verfassung verankerte Ziel des Klimaschutzes, welches hier als Grund des Gemeinwohls 

berücksichtigt wird.

Die bereits dargelegten Erwägungen zum Wirkbereich von Schloss Waldenburg und zur 

Intensität der mit dem Vorhaben verbundenen Störungen führen hier zu der Annahme, dass die 

dahinter stehenden - auch bundesrechtlich geschützten - Belange im Rahmen der für den 

konkreten Einzelfall vorzunehmenden „nachvollziehenden" Abwägung überwiegen und 

vorrangige Berücksichtigung verlangen.

Hieran ändert auch der Hinweis des Antragsstellers auf die besondere Eignung der Standorte 

nichts. Umso mehr ist auch zu berücksichtigen, dass in der Rechtsprechung gefordert wird, 

alternative Standorte zu berücksichtigen.
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Dies gilt selbst dann, wenn an und für sich überwiegende öffentliche Belange für eine 

Genehmigungserteilung streiten (vgl. OVG Koblenz, Urteil vom 16.09.2009, Az. 8 A 10710/09, 

Rn. 27). Bei einem Nutzungskonflikt zwischen ortsgewachsener, denkmalgeschützter Bebauung 

und Windenergie kann sich der Denkmalschutz trotz Privilegierung der Windenergie im Einzelfall 

durchsetzen. Dies ergibt sich daraus, dass WEA keiner existentiellen Standortbindung 

unterliegen und auch andernorts verwirklicht werden können (vgl. VGH München, Urteil vom 

18.07.2013, Az. 22 B 12.741, Rn. 33).

Bei der Abwägung wurde insbesondere berücksichtigt, dass es sich bei Schloss Waldenburg um 

eine ortsgewachsene, denkmalgeschützte Bebauung handelt, wohingegen WEA keiner 

existentiellen Standortbindung unterliegen und auch andernorts verwirklicht werden können. 

Durch den Gemeindeverwaltungsverband Hohenloher Ebene ist ein Vorranggebiet für Windkraft 

ausgewiesen, sodass eine räumliche Alternative existiert. Dies gilt insbesondere für WEA 6, die 

außerhalb dieser festgesetzten Konzentrationszone liegt, aber auch für die WEA 5 und 9, die an 

einem alternativen, das Kulturdenkmal „Schloss Waldenburg" weniger beeinträchtigenden 

Standort im Vorranggebiet, möglich sind.

Ermessensleitend sind hierbei auch die herausragende Bedeutung des Denkmals sowie der 

nahezu vollständige Verlust des Denkmalwertes und der Erlebnisqualität, im Gegensatz dazu, 

dass im Planungsraum sowohl alternative Standorte als Vorrangzone für Windkraft ausgewiesen 

sind als auch Alternativen auf Gemarkung Öhringen, welche das Denkmal weniger 

beeinträchtigen, nicht hinreichend untersucht wurden und somit nicht ausgeschlossen werden 

können. Somit überwiegen die denkmalschutzrechtlichen Belange. Hieran vermag auch das 

private Interesse des Antragstellers nichts zu ändern.

Somit stehen dem Anspruch auf Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für die 

Errichtung und den Betrieb der WEA 3, WEA 5, WEA 6 und WEA 9 - neben
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bauplanungsrechtlichen Vorschriften für die WEA 3 und 6 - auch die öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften des Denkmalrechtes entgegen.

Die erforderliche denkmalschutzrechtliche Zustimmung für die Errichtung und den Betrieb der 

WEA 5, WEA 6 und WEA 9 kann nicht erteilt werden, nachdem die Voraussetzungen des 

Denkmalschutzgesetzes nicht eingehalten sind.

2.3 Ermessen

Aufgabe der Denkmalschutzbehörde ist es, im Einzelfall - die unbestimmten Rechtsbegriffe des 

Gesetzes konkretisierend - die öffentlichen Denkmalschutzinteressen und die schutzwürdigen 

Interessen des Eigentümers in einen gerechten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhältnis 

zu bringen, wie es der Grundrechtsschutz verlangt (s. BVerfGE 52, Seite 19; BVerfGE 58, Seite 

137). Dem entspricht es, dass der Denkmalschutzbehörde, soweit sie nicht zur Erteilung der 

Genehmigung verpflichtet ist (§ 19 Abs. 2 DSchG), ein Ermessen eingeräumt ist, bei dessen 

Ausübung sie die dargelegte Grenze des Zumutbaren zu beachten hat.

„Besteht nach den vorstehenden Ausführungen somit kein Anspruch auf 

Erteilung einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung bzw. Abgabe einer 

entsprechenden Zustimmungserklärung, so steht die Entscheidung über die 

Zulassung des Vorhabens insoweit gleichwohl im Ermessen der 

Denkmalschutzbehörde. "

(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 10.10.1988 - 1 S 1849/88 -, Beck 

Online)

Die denkmalschutzrechtliche Genehmigung ist im gegenständlichen Verfahren nicht deshalb zu 

erteilen, weil ein überwiegendes öffentliches Interesse die Maßnahme verlangt.
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Richtig ist zwar, dass der Ausbau der Windenergie im öffentlichen Interesse liegt. Es werden 

auch die Bedeutung der Windkraft für die wünschenswerte ökologisch orientierte 

Stromerzeugung sowie die Investitionsinteressen der Antragstellerin berücksichtigt und das 

zugunsten des Vorhabens ihr durch §35 Abs. 1 BauGB zuerkannte gesteigerte 

Durchsetzungsvermögen durchaus in Rechnung gestellt.

Angesichts der Vielzahl von Eignungsflächen für Windenergie außerhalb des 

Umgebungsschutzes eingetragener Kulturdenkmale kann jedoch nicht davon ausgegangen 

werden, dass mit dem Schutz des Umgebungsbereichs eines eingetragenen Kulturdenkmales 

das öffentliche Interesse an der Förderung der Windenergiegewinnung steht oder fällt.

Vielmehr überwiegt im vorliegenden Fall die Beeinträchtigung des Kulturdenkmals von 

überragender Bedeutung Schloss Waldenburg das öffentliche Interesse am Ausbau der 

Windenergie. Während der Standort sowie Wirkbereich des Kulturdenkmals Schloss 

Waldenburg unverrückbar festgelegt ist, bestehen für den Ausbau der Windkraft räumliche 

Alternativen.

Unabhängig von alledem - und selbstständig tragend - stehen dem bauplanungsrechtlich nach 

§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegierten Vorhaben aber auch öffentliche Belange nach § 35 Abs. 

Satz 1 BauGB entgegen.

Öffentliche Belange im Sinne des § 35 Abs.l Satz 1 BauGB werden beispielhaft in § 35 Abs. 3 

BauGB aufgeführt. Unter Ziffer 5 wird hierbei der Denkmalschutz ausdrücklich genannt.

Die hier berührten Belange des Denkmalschutzes sind von solchem Gewicht, dass sie sich gegen 

die Privilegierung des Vorhabens durchsetzen.
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Wie bereits dargelegt wird das Erscheinungsbild des Schloss Waldenburg als Kulturdenkmal 

durch das Vorhaben empfindlich gestört bzw. entfällt die Wirkung des Denkmals als solches und 

in die Umgebung.

Damit sind - unabhängig von der genauen Abgrenzung zum Anwendungsbereich des DSchG - 

Belange des Denkmalschutzes im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 BauGB als öffentliche Belange 

nicht nur beeinträchtigt, sondern stehen dem Vorhaben entgegen, da die WEA den 

landschaftsprägenden Eindruck des „benachbarten" Kulturdenkmals stören.

Es wird dabei nicht verkannt, dass das Gewicht, das der Gesetzgeber der Privilegierung von 

Vorhaben im Außenbereich beimisst, bei der Abwägung zwischen dem Zweck des Vorhabens 

und dem öffentlichen Belang besonders zu berücksichtigen ist (vgl. Söfker, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 35, Rn 60).

Der Gesetzgeber hat mit der Privilegierung in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zum Ausdruck gebracht, 

dass Vorhaben zur Nutzung der Windenergie im Außenbereich bevorrechtigt zulässig sein sollen. 

Dennoch findet die Privilegierung der geplanten WEA ihre Schranken in den entgegenstehenden 

öffentlichen Belangen des Denkmalschutzes, welche wie o. a. durch die überragende Bedeutung 

und den Wert des Kulturdenkmals Schloss Waldenburg, die gravierende Störung bzw. Wegfall 

der Wirkung des Denkmals und die Möglichkeit von alternativen Standorten für die WEA in 

Summe überwiegen und daher der Errichtung und dem Betrieb des Windparks entgegenstehen.

3. Nebenbestimmungen

Nach § 20 Abs. 2 S. 1 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) ist der 

Antrag abzulehnen, wenn die Genehmigungsvoraussetzungen nicht vorliegen und ihre Erfüllung 

durch Nebenbestimmungen nicht sichergestellt werden kann.
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Eine Erfüllung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen durch Beifügung von 

Nebenbestimmungen ist nicht möglich. Sowohl im Hinblick auf die bauplanungsrechtlichen 

Gründe, welche für die WEA 3 und 6 zur Ausschlusswirkung durch Festlegung einer 

Konzentrationszone führen als auch für die denkmalschutzrechtlichen Belange für die WEA 3, 5, 

6 und 9 sind keine Nebenbestimmungen ersichtlich, welche zu einer Genehmigungsfähigkeit der 

beantragten 9 WEA führen könnten.

Der Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von vier Windenergieanlagen (WEA 3, WEA 

5, WEA 6 und WEA 9) stehen öffentlich-rechtliche Belange gern. § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG 

entgegen. Der Antrag ist deshalb abzulehnen.

§ 20 der 9. BImSchV regelt, dass der Antrag abzulehnen ist, sobald die Prüfung ergibt, dass die 

Genehmigungsvoraussetzungen nicht vorliegen und ihre Erfüllung nicht durch 

Nebenbestimmungen sichergestellt werden kann. Ein Ermessen ist der Genehmigungsbehörde 

somit nicht eingeräumt.

III. Zusammenfassende Darstellung

Betrifft die ablehnende Entscheidung eine UVP-pflichtige Anlage und ist eine 

zusammenfassende Darstellung nach § 20 Abs. 1 a der 9. BImSchV von der 

Genehmigungsbehörde erarbeitet worden, so ist diese in die Begründung für die Entscheidung 

aufzunehmen (§ 20 Abs. 3 S. 2 der 9. BImSchV).

Vorliegend handelt es sich um eine UVP-pflichtige Anlage, jedoch wurde (noch) keine 

zusammenfassende Darstellung nach § 20 Abs. 1 a der 9. BImSchV erarbeitet, sodass diese in 

der Begründung entfällt.
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IV. Gebührenentscheidung

Die Gebührenentscheidung beruht auf den §§ 1, 2 und 4 des Landesgebührengesetzes (LGebG) 

in der aktuellen Fassung und der aktuell gültigen Verordnung des Landratsamts Hohenlohekreis 

über die Erhebung von Gebühren für die Wahrnehmung von Aufgaben als untere 

Verwaltungsbehörde sowie den nachfolgend aufgeführten Nummern des hierzu ergangenen 

Gebührenverzeichnisses.

(Teil)Ablehnung d. immissionsschutzrechtlichen Genehmigung

(§ 2 Abs. 1 LGebG) 6.500,-€

Gebührenrechnung Nr. 5.3150.001687.1

Die Gebühr hat der Antragsteller zu tragen. Die Gebühren sind an die Kreiskasse zu bezahlen. 

Diese Gebühr wird mit Bekanntgabe dieses Bescheids fällig (§ 18 LGebG).

Wird die Gebühr nicht innerhalb eines Monats ab Fälligkeit entrichtet, sind vom Tag nach Ablauf 

der Monatsfrist an Säumniszinsen gemäß § 20 LGebG zu entrichten.

Für die Höhe der Gebühr waren der Verwaltungsaufwand sowie die Bedeutung der Entscheidung 

für den Antragsteller unter Beachtung der allgemeinen Grundsätze für die Erhebung von 

Verwaltungsgebühren (Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip) maßgebend. In Anbetracht des 

rechtlichen Vorteils und des erheblichen Verwaltungsaufwands ist eine Gebühr in der 

festgesetzten Höhe angemessen.
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V. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 

Landratsamt Hohenlohekreis mit Sitz in Künzelsau erhoben werden.

Die Frist wird auch durch Einlegung des Widerspruchs beim Regierungspräsidium Stuttgart mit 

Sitz in Stuttgart gewahrt.

Mit freundlichen Grüßen

Weise

Anlagen

Anlage 1 - Kartenausschnitt, Lage der WEA 

Anlage 2 - Vorrangzone Windkraft im FNP
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